Erklärung nach Artikel 65 Abs. 2 des Bayerischen Beamtengesetzes (Remonstration)

Nach Art. 65 Abs. 2 Satz 1 BayBG möchte ich hiermit pflichtgemäß darauf hinweisen, dass ich

 FORMULARKONTROLLFELD 
 die Umsetzung der mir am       durch       erteilten dienstlichen Anordnung

 FORMULARKONTROLLFELD 
 die Befolgung der von       erlassenen allgemeinen Richtlinie vom      
 FORMULARKONTROLLFELD 
 den Vollzug der Bestimmung / Richtlinie       vom      
in Bezug auf      
für rechtswidrig halte.

Dies ergibt sich für mich aus folgenden Gründen:

     
Ich bitte daher, meine Bedenken dem nächsthöheren Vorgesetzten vorzutragen. Soweit dieser meine Bedenken nicht teilt und mir die Erfüllung der oben genannten Pflichten auferlegt, bitte ich um schriftliche Bestätigung (Art. 65 Abs. 2 Satz 4 BayBG).

Ich weise darauf hin, dass ich von meiner eigenen Verantwortung befreit bin, wenn der nächsthöhere Vorgesetzte die Anordnung bestätigt bzw. mich trotz meiner Bedenken anweist, die Aufgabe im Sinne der oben genannten Bestimmung zu erledigen. Soweit ich die von mir vermutete rechtswidrige Anordnung / die Umsetzung / den Vollzug der Bestimmung dann doch ausführen muss, kann ich nicht erkennen, dass mein Verhalten damit strafbar oder ordnungswidrig wäre.

Meine Bedenken ergeben sich insbesondere aus der mir in Art. 62 BayBG auferlegten Pflicht zur Beachtung der geltenden Gesetze, der Pflicht, für die Erhaltung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinn des Grundgesetzes (GG) einzutreten und der sich aus Artikel 20 Abs. 3 GG ergebenden Bindung der vollziehenden Gewalt an Gesetz und Recht.

Die Bestimmung / Richtlinie       vom       halte ich mit Art. 20 Abs. 2 GG für unvereinbar und somit für verfassungswidrig. Danach geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Sie wird nur vom Volke in Wahlen und Abstimmungen oder durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Bei dem Normgeber,      , handelt es sich nicht um ein solches besonderes Organ. Er ist auch nicht ausschließlich vom deutschen Staatsvolke legitimiert, da bei dem Erlass Personen mitgewirkt haben, die keine deutschen Staatsangehörigen sind und bei deren Bestellung das Volk keinerlei Mitwirkungsmöglichkeit hatte (auch nicht mittelbar). Dies sehe ich als einen derart evidenten, besonders schwerwiegenden Verstoß gegen unsere Rechtsordnung an, dass daher sogar begründete Zweifel bestehen, ob ich meiner in den Beamtengesetzen normierten Gehorsamspflicht noch nachkommen muss (vgl. BVerfG, Beschl. v. 7.11.1994, DVBl. 1995, S. 193).

(Ort, Datum)
(Unterschrift, Dienstbezeichnung)

